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Übergang der 
Versicherung auf 
den neuen 
Eigentümer 
 
Nach heutiger Gesetzge-
bung endet ein Versiche-
rungsvertrag zum Zeit-
punkt der Handänderung 
wenn der Gegenstand den 
Eigentümer wechselt. Die-
se Regelung führte zu 
Lücken im Versicherungs-
schutz vor allem bei Lie-
genschaften. Nach der 
neuen Fassung des VVG 
Art. 54 gehen neu die 
Rechte und Pflichten 
aus dem Versicherungs-
vertrag bei einer Hand-
änderung auf den 
neuen Eigentümer über. 
Der Bundesrat setzte diese 
Änderung per 1. Juli 
2009 in Kraft. ���� 

 
 

 
Minusstunden 
müssen nicht 
bezahlt werden 
 
Ein Arbeitgeber muss den 
Lohn nur an den Arbeit-
nehmer bezahlen, wenn er 
Arbeit dafür enthält, nach 
der einfachen Regel «Lohn 
gegen Arbeit». Ausnah-
men sind Krankheit und 
Unfall des Arbeitnehmers 
oder wenn der Arbeitgeber 
nicht die nötigen Vorberei-
tungen getroffen hat, da-
mit die Arbeitsleistung er-
bracht werden kann.  

Keinen Lohn muss der Ar-

beitgeber aber zahlen, 
wenn der Mitarbeitende 
die Arbeit einfach nicht 
leistet.  

Im vorliegenden Fall hatte 
der Arbeitnehmer im Zeit-
punkt der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses mehr 
als 200 Minusstunden. Die 
entsprechende Nichtlei-
stung war weder auf einen 
Annahmeverzug seitens 
des Arbeitgebers noch auf 
eine andere Ausnahme 
vom Grundsatz «kein Lohn 
ohne Arbeit» zurückzufüh-
ren.  

Das Bundesgericht hat da-
her entschieden, dass der 
Arbeitgeber den auf diese 
200 Stunden fallenden 
Lohn zu Recht vom Lohn 
für die letzten zwei Monate 
des Arbeitsverhältnisses 
sowie vom 13. Monatslohn 
verrechnungsweise abge-
zogen hat. (Quelle: BGE 

4A_291/2008 vom 2.12. 

2008) ���� 
 
 

 
 
 

Abzugsfähigkeit 
von 
Weiterbildungs-
kosten 
 
Einige Gerichtsurteile in 
vergangenen Jahren ha-
ben offene Fragen zum 
Abzug von Weiterbildungs-
kosten präzisiert. So ent-
schied das Bundesgericht, 
dass Weiterbildungskosten 
nur abzugsfähig sind, 
wenn sie im Rahmen eines 
bereits erlernten und aus-
geübten Berufs anfallen. 
So sind Fortbildungskosten 
zur Sicherung der bishe-
rigen Stelle ohne zusätz-
liche Berufschancen ab-
zugsfähig. Kosten zum 
Aufstieg in eine eindeutig 
höhere Berufsstellung 
sind hingegen nicht ab-
zugsfähig. Es spielt dabei 
keine Rolle, ob die Kosten 
berufsbegleitend anfallen 
und ob die Ausbildung im 
Interesse des Arbeitgebers 
liegt. (BGE 2C_589/2007, 
2C_590/2007 vom 9.4. 
2008). 

Das Steuergericht in Solo-
thurn entschied, dass es 
keine Rolle beim Abzug 
der Weiterbildungskosten 
spielt, ob eine Schlussprü-
fung bestanden wurde 
oder nicht. Das gleiche 
Gericht anerkannte den 
Abzug von Weiterbildungs-
kosten für Sprachkurse 
und Sprachprüfungen, falls 
der Arbeitnehmer nachher 
die selbe berufliche Stel-
lung behält. Auch die 
Kosten für Sprachaufent-
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halte können abgezogen 
werden, wenn die ent-
sprechenden Lebenshal-
tungskosten abgezogen 
werden.  

 
 

 
 
Lohnrechner für 
Unternehmen aus 
dem Ausland 
 
Mit der Personenfreizügig-
keit arbeiten immer mehr 
Arbeitnehmende in der 
Schweiz. Damit die Lohn- 
und Arbeitsbedingungen 
auch von Firmen aus dem 
Ausland eingehalten wer-
den, hat das SECO eine 
Internetplattform zur Ver-
fügung gestellt, die alle in 
der Schweiz üblichen Ar-
beitsbedingungen erläutert 
und einen Lohnrechner 
zeigt, der die Mindestlöhne 
berechnet: 
www.entsendung.ch 
(Quelle: Staatssekretariat 

für Wirtschaft) ���� 
 
 

 
Neuer 
Internetauftritt der 
Eidg. 
Steuerverwaltung 
 
Mit einem neu geordneten 
Auftritt macht die Eidg. 
Steuerverwaltung die 
Suche nach Begriffen ein-
facher. Neu sind die In-
halte klar nach Steuer-
arten geordnet und mit 
personalisierten Newsabos 
können spezifische Infor-
mationsbedürfnisse ge-

deckt werden. (Quelle: 

Eidg. Steuerverwaltung) ���� 
 

 
 

Regionale 
Erschöpfung 
gegenüber EWR-
Staaten ab 
1. Juli 2009 
 
Der Bundesrat setzte per 
1. Juli 2009 das Prinzip 
der sog. «regionalen Er-
schöpfung» mit den EWR-
Staaten in Kraft. Dabei 
geht es darum, dass pa-
tentgeschützte Produkte 
die mit Zustimmung des 
Patentinhabers im EWR in 
Verkehr gesetzt wurden, in 
Zukunft ohne Zustimmung 
des Patentinhabers in die 
Schweiz importiert werden 
können. Ferner wird der 
Import auch von Pro-
dukten ermöglicht, die 
vom Patentinhaber ausser-
halb des europäischen 
Wirtschaftsraums ver-
marktet werden, falls der 
Patentschutz für die funk-
tionelle Beschaffenheit der 
Produkte nur unterge-
ordnete Bedeutung hat. 
Für den Import von Pro-
dukten, deren Preise im 
In- oder Ausland staatlich 
festgelegt sind, haupt-
sächlich Arzneimittel, 
bleibt dagegen die Zustim-
mung des Patentinhabers 
erforderlich. (Quelle: 

EJPD) ���� 

 
 
 

 
 

 
 

Kein Abzug der 
Erbschaftssteuern 
bei der Grundstück-
gewinnsteuer 
 
Angefallene Erbschafts-
steuern sind keine Kosten, 
die bei der Berechnung der 
Grundstückgewinnsteuer 
in Abzug gebracht werden 
können. Die Erbschafts-
steuern stehen in keinen 
direkten Zusammenhang 
zwischen dem Erwerb des 
Grundstücks und dürfen 
deshalb nicht abgezogen 
werden. (Quelle: Kantons-

gericht BL von 12.3. 

2008)���� 
 
 

 
Bilanzierung von 
gepachteten 
Gegenständen nicht 
nötig 
 
Zum Geschäftsvermögen 
einer selbständig erwer-
benden natürlichen Person 
kann nur gehören, was 
sich zivilrechtlich in sei-
nem Eigentum befindet. 
Eine Scheune, die nur 
gepachtet ist, geht nicht in 
das Eigentum des Steuer-
pflichtigen über und muss 
nicht bilanziert werden. 
(Quelle: BGE 2C_379/ 

2008 vom 4.12.2008) ���� 
 

 

 

Bussen dürfen nicht 
in Raten bezahlt 
werden 
 
Ordnungsbussen können 
nicht in Raten bezahlt 
werden. Wird der Bussen-
betrag nicht innert 30 
Tagen vollständig begli-
chen, darf laut Bundes-
gericht das ordentliche 
Verfahren eingeleitet wer-



den, was für Betroffene 
weitere Kosten zur Folge 
hat. (BGE 6B_975/2008 

vom 4. Juni 2009) ���� 
 
 

 
 
Sanktionen und 
Strafregistereintrag 
für verurteilte 
juristische 
Personen 
 
Ein Vorentwurf zum öf-
fentlichen Beschaffungs-
wesen sieht vor, dass we-
gen Korruption verurteilte 
Unternehmen künftig vom 
Submissionsverfahren 
ausgeschlossen werden 
können. Auch beabsichtigt 
der Bundesrat, die Einfüh-
rung eines Strafregisters 
für verurteilte juristi-
sche Personen in eine 
Vernehmlassungsvorlage 
aufzunehmen. Damit setzt 
die Schweiz eine Empfeh-
lung der Europaratskom-
mission GRECO (Groupe 
d'Etats contre la Cor-
ruption) um. (Quelle: sda 

vom 17.6.2009) ���� 

 
 
 
Nachträgliche 
Sanierungsarbeiten 
gelten nicht als 
Unterhaltskosten 
 
Falls bei einem neu ange-
legten Garten nach bereits 
zwei Jahren Sanierungs-
arbeiten durchgeführt wer-
den müssen, können diese 
Kosten nicht als Unter-
haltskosten von den 
Steuern abgezogen wer-

den. Kosten, die eigentlich 
zu den Gestehungskosten 
gehörten, können nicht 
später als Unterhalts-
kosten in Abzug gebracht 
werden. Das Bundes-
gericht argumentiert 
weiter, dass die Sanierung 
nicht der Erhaltung oder 
Wiederherstellung eines 
zuvor bestehenden Wertes 
dienten, sondern einen 
neuen Wert geschaffen 
haben. (Quelle: BGE 

2C_57/2008) ���� 
 
 
 
Informationen für 
Geldüberweisungen 
von Migranten 
 
In der Schweiz wird von 
vielen Migranten regel-
mässig Geld in ihre Hei-
matländer überwiesen. In 
einer neuen Broschüre 
informiert das SECO über 
die verschiedenen Über-
weisungsmöglichkeiten 
und ihre Kosten. Damit 
soll mehr Transparenz in 
einen unübersichtlichen 
Markt gebracht werden. 
Die Informationsbroschüre 
mit dem Titel «Geldüber-
weisungen aus der 
Schweiz ins Ausland» 
richtet sich an Migranten 
in der Schweiz. Sie erklärt 
die Funktionsweisen ver-
schiedener Geldüberwei-
sungsarten, zeigt ihre Vor- 
und Nachteile auf und 
enthält nützliche Informa-
tionen über den Umgang 
mit Finanzdienstleistun-
gen. Daneben enthält die 
Broschüre eine Übersicht 
über sämtliche Angebote 
von Banken, Post, Geld-
transferunternehmen und 
Online-Zahlungssystemen 
und die Preise der 
einzelnen Dienstleistun-
gen. Die Broschüre er-
scheint in acht Sprachen 

(Deutsch, Französisch, Ita-
lienisch, Englisch, Alba-
nisch, Bosnisch, Mazedo-
nisch und Serbisch). 
(Quelle: SECO) ���� 

 

 
 

 
 
 

ZH: Keine Pauschal-
besteuerung mehr 
für vermögende 
Ausländer 
 
Ab dem 1. Januar 2010 
fällt im Kanton Zürich die 
Möglichkeit weg, die 
Steuern anhand des Le-
bensunterhaltes festzu-
setzen. Das Stimmvolk hat 
entschieden, dass neu 
auch vermögende Auslän-
der ihre weltweiten Ein-
künfte und Vermögen 
offenzulegen und mit einer 
Steuererklärung einzurei-
chen haben. (Quelle: 

Regierungsrat Kanton 

Zürich) ���� 
 

 
 
SH: 
Baubewilligungen 
im Internet 
bestellen 
 
Für Unternehmen und 
Privatpersonen in fünf 
Schaffhauser Gemeinden 
werden die Behördengän-
ge für Baubewilligungen 
vereinfacht. Seit Juni 2009 
sind umfangreiche Infor-
mationen mit den erfor-



derlichen, interaktiven 
Formularen zum Bewillli-
gungsverfahren online auf 
den kommunalen Websites 
erhältlich. (Quelle: Seco) 
���� 
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